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Allgemeine Einkaufsbedingungen 

der GVA Leistungselektronik GmbH, Boehringer Straße 10-12, D-68307 Mannheim       Stand 10.5.2021 

 

 

1. Geltungsbereich 

1.1.  Diese Standardbedingungen für den Einkauf von Gütern gelten ausschließlich, soweit sie nicht 
durch ausdrückliche schriftliche Vereinbarung zwischen den beiden Parteien abgeändert werden. 
Diese Vereinbarungen sollen auch dann gelten, wenn der Käufer Warenlieferungen des 
Verkäufers annimmt, und entgegenstehende Verkaufsbedingungen des Verkäufers bestehen, die 
aber nicht Grundlage des Vertrages sind. 

 
1.2.  Jede zwischen Verkäufer und Käufer getroffene Vereinbarung ist nur dann rechtswirksam, wenn 

sie zwischen den Parteien schriftlich getroffen wurde. Weitere zusätzliche Bedingungen oder 
Vertragsklauseln, die vom Verkäufer eingebracht werden, gelten solange als abgelehnt, als der 
Käufer diesen zusätzlichen Bestimmungen nicht schriftlich zugestimmt hat. 

 
1.3.  Diese Bedingungen werden allen zukünftigen Einzelverträgen zwischen Käufer und Verkäufer – 

bei gleichzeitigem Ausschluss anders lautender Allgemeiner Vertragsbedingungen – zugrunde 

gelegt. Im Übrigen gelten diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen nur für Verträge mit 

Kaufleuten. 

 
2. Bestellungen/Vertragsschluss 

2.1. Ein Kaufvertrag gilt erst dann als abgeschlossen, wenn der Käufer nach Empfang eines Angebots 
innerhalb 14 Tagen eine schriftliche Annahmeerklärung abgegeben hat.  

 
2.2. Maß- und Gewichtsangaben, Mengen, Preise, sonstige Beschreibungen und sonstige Daten, wie 

sie in Katalogen, Rundschreiben, Anzeigen oder Preislisten enthalten sind, stellen nur 
Näherungswerte dar und sind solange nicht für den Käufer verbindlich, wie sie nicht ausdrücklich 
in den Vertrag einbezogen worden sind.  

 
2.3.  Die Daten, die dem Verkäufer vor Vertragsschluss übermittelt wurden, bleiben ausschließliches 

Eigentum des Käufers und dürfen auch Dritten nicht zugänglich gemacht werden.  
 
2.4. An den Inhalt von Auftragsbestätigungen des Verkäufers ist der Käufer nur in soweit gebunden, 

wie deren Inhalt mit dem Inhalt der Bestellung übereinstimmt. 
 
2.5. Der Käufer ist berechtig die Bestellung kostenfrei innerhalb von einer Woche zu widerrufen, wenn 

ihm keine übereinstimmende Auftragsbestätigung zugesandt wurde. 

 
3. Kaufpreis 

3.1. Der in der Bestellung ausgewiesene und vom Vertragspartner akzeptierte Preis ist bindend. Der 
vereinbarte Kaufpreis schließt die Lieferung „frei Haus“ einschließlich Verpackung sowie 
Übernahme der Transportversicherung und gesetzlicher Mehrwertsteuer ein. 

 
3.2.  Soweit der Verkäufer Materialtests, Prüfkontrolle, Qualitätsdokumente oder andere Unterlagen 

zur Verfügung zu stellen hat, setzt die Vollständigkeit der Lieferung und Leistung auch die 
Übergabe dieser Unterlagen voraus. Erst mit Übergabe dieser Dokumente sind die Rechnungen 
zur Zahlung fällig. Skontoabzug ist auch zulässig, wenn der Käufer aufrechnet oder Zahlungen in 
angemessener Höhe aufgrund von Mängeln zurückbehält; die Zahlungsfrist beginnt nach 
vollständiger Beseitigung der Mängel. 

 
3.3.  Zahlungen bedeuten keine Anerkennung der Lieferungen oder Leistungen als vertragsgemäß. 
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3.4.  Zahlung und Lieferung soll in der Weise und zu der Zeit erfolgen, wie es von den Parteien im 

Einzelfall vereinbart wird. Soweit im Einzelfall keine Vereinbarung getroffen wird, soll die Zahlung 
im Regelfall innerhalb von 30 Tagen nach Lieferung und Erhalt der Rechnung mit 2% Skonto 
beziehungsweise innerhalb von 90 Tagen rein netto erfolgen. 

 
3.5.  Der Verkäufer hat dem Käufer eine prüffähige Rechnung zum vereinbarten Zeitpunkt zur 

Verfügung zu stellen, welche es dem Käufer ermöglicht, die Aspekte der in Rechnung gestellten 
Leistungen qualifiziert zu prüfen. Zahlungen werden ohne eine solche prüffähige Rechnung nicht 
zur Zahlung fällig. 

 

4. Lieferbedingungen 

4.1. Die Lieferung hat am im Kaufvertrag oder der Bestellung niedergelegten Liefertag zu erfolgen. 
 
4.2.  Der Verkäufer ist verpflichtet, den Käufer schriftlich zu benachrichtigen, wenn ein Lieferverzug 

eintritt. 
 
4.3.  Gerät der Verkäufer in Lieferverzug, ist der Käufer berechtigt, vom Verkäufer schriftlich zu 

verlangen, eine Verzugsentschädigung für zusätzlich entstandene Kosten (z. B. für Transport, 
Versicherung, Lagerung usw.) zu verlangen, jedoch nicht mehr als 10% des gesamten 
Vertragswertes. 

 
4.4.  Bei erkennbaren Verzögerungen einer Lieferung oder Leistung ist der Käufer unverzüglich zu 

benachrichtigen und seine Entscheidung einzuholen. 
 
4.5.  Durch die Annahme einer verspätet erfolgten Lieferung werden etwaige Schadenser-

satzansprüche des Käufers nicht berührt. 
 
4.6.  Bei Beantragung oder Eröffnung eines Insolvenz-, Vergleichs- bzw. Gesamt-

vollstreckungsverfahrens über das Vermögen des Verkäufers bzw. bei Ablehnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse, bei Wechsel- oder Scheckprotesten und bei Zahlungseinstellungen 
ist der Käufer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten und zwar auch dann, wenn der Vertrag vom 
Käufer oder dem Verkäufer oder beiderseits schon ganz oder teilweise erfüllt worden ist, die 
Gewährleistungsfristen für den Verkäufer jedoch noch nicht abgelaufen sind. 

  
 
5. Gefahrübergang 

5.1. Soweit sich aus einzelnen Lieferverträgen nichts anderes ergibt, wird der Zeitpunkt des Gefahr-

übergangs grundsätzlich in Übereinstimmung mit den Incoterms der Internationalen 

Handelskammer (Incoterms 2010) festgelegt. Wurde keine Einzelfallabsprache getroffen, so soll 

grundsätzlich die Klausel „delivery duty paid“ (geliefert verzollt, Incoterms 2010) gelten. 

 
6. Eigentumsvorbehalt, Beistellung, Werkzeuge, Geheimhaltung 

6.1.  Sofern der Käufer beim Verkäufer beistellt, behält sich der Käufer hieran das Eigentum vor. 
Verarbeitung oder Umbildung durch den Verkäufer werden für den Käufer vorgenommen. Wird 
die Vorbehaltsware dem Käufer mit anderen, ihr nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet, so 
erwirbt er das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes ihrer Sachen zu den 
anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung.  

 
6.2.  Wird der vom Käufer beigestellte Gegenstand mit anderen, dem Käufer nicht gehörenden 

Gegenständen untrennbar vermischt, so erwirbt der Käufer daran das Miteigentum an der neuen 
Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltssache zu den anderen vermischten Gegenständen 
zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des 
Käufers als Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Verkäufer vom Käufer 
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anteilsmäßig das Eigentum überträgt; der Verkäufer verwahrt das Allein- oder Miteigentum für 
den Käufer.  

 
6.3.  An Werkzeugen behält sich der Käufer das Eigentum vor; der Verkäufer ist verpflichtet, die 

Werkzeuge ausschließlich für die Herstellung der vom Käufer bestellten Ware einzusetzen. Der 
Verkäufer ist verpflichtet, die dem Käufer gehörenden Werkzeuge auf eigene Kosten gegen 
Feuer-, Wasser- und Diebstahlschäden zu versichern. Der Verkäufer ist verpflichtet, etwa 
erforderliche Wartungs-und Inspektionsarbeiten auf eigene Kosten rechtzeitig durchzuführen. 
Etwaige Störfälle hat der Verkäufer dem Käufer sofort anzuzeigen; unterlässt er dies schuldhaft, 
macht er sich gegenüber dem Käufer schadensersatzpflichtig.  

 
6.4.  Dem Verkäufer vom Käufer überlassene Werkzeuge, Formen, Mustern, Modelle, Profilen, 

Zeichnungen, Normenblätter, Druckvorlagen und Lehren dürfen ebenso wie danach hergestellte 
Gegenstände ohne schriftliche Einwilligung vom Käufer weder an Dritte weitergegeben noch für 
andere als die vertraglichen Zwecke benutzt werden. Sie sind gegen unbefugte Einsichtnahme 
oder Verwendung zu sichern. Vorbehaltlich weiterer Rechte kann der Käufer ihre Herausgabe 
verlangen, wenn der Verkäufer diese Pflichten verletzt.  

 
6.5.  Der Verkäufer ist verpflichtet, alle erhaltenen Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und 

sonstigen Unterlagen und Informationen strikt geheim zu halten. Dritten dürfen sie nur mit 

ausdrücklicher Zustimmung des Käufers offengelegt werden. Die Geheimhaltungspflicht erstreckt 

sich auch auf Personendaten. Die Geheimhaltungsverpflichtung gilt auch nach Abwicklung oder 

Scheitern dieses Vertrages; sie erlischt, wenn und soweit das in den überlassenen Abbildungen, 

Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen enthaltene Fertigungswissen allgemein 

bekannt geworden ist. Unterlieferanten sind entsprechend zu verpflichten 

 
7. Mängelgewährleistung 

7.1.  Gewährleistung bei Sachmängeln 
 
Der Verkäufer sichert zu, dass die von ihm gelieferte Ware frei von Fehlern ist, mit den 
zugesicherten Eigenschaften versehen ist und den Anforderungen des Käufers entspricht. 
Die Mängelhaftung des Verkäufers besteht für zwei Jahre, gerechnet ab dem Zeitpunkt der 
Lieferung. Soweit ein vom Verkäufer zu vertretender Mangel der Kaufsache vorliegt, ist der Käufer 
berechtigt, nach seiner Wahl vom Verkäufer die Mangelbeseitigung oder eine Ersatzlieferung zu 
verlangen, wofür der Verkäufer die Kosten zu tragen hat. Alle Ersatzlieferungen oder Reparaturen 
sind ebenfalls Bestandteil dieser in den Allgemeinen Einkaufsbedingungen niedergelegten 
Mängelgewährleistung. 

 
7.2.  Keine Verletzung von Rechtsnormen 

 
Der Verkäufer sichert zu, dass die Ausübung der Einzelkaufverträge keine Rechtsverletzung 
insbesondere im Hinblick auf die Einhaltung von Gesetzen, Verordnungen oder sonstigen 
Bestimmungen irgendeiner offiziellen Stelle bewirken wird. 

 
7.3.  Gewährleistung bei Rechtsmängeln 

 
Der Verkäufer sichert zu, dass alle den Kaufverträgen unterliegenden Gegenstände in seinem 
Volleigentum stehen und dass keine anderweitigen Rechte Dritter (wie etwa Pfandrechte, 
sonstige Gläubigerpositionen aus Forderungsabtretung oder sonstigen Kreditsicherheiten, 
Forderungsverkauf, Mietkauf, Vorbehaltskauf usw.) entgegenstehen. 

 
7.4. Gewährleistung für gewerbliche Schutzrechte 

 
Der Verkäufer garantiert, dass keine gewerblichen Schutzrechte Dritter (einschließlich von 
Urheberrechten) der vertraglich vereinbarten Nutzung der Waren entgegenstehen. 
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8.  Vertragsstrafe 

 
Unabhängig von etwaigen Ansprüchen auf Schadensersatz wegen Verzögerung oder 
Schlechtleistung erhält der Käufer eine schadensunabhängige Vertragsstrafe, wenn und soweit 
der Verkäufer gegen die vertraglichen Verpflichtungen verstößt. Die Höhe der Vertragsstrafe wird 
dabei durch den Käufer aufgrund der Schwere des individuellen Verstoßes festgelegt und 
berücksichtigt in angemessener Weise die Beeinträchtigung für den Betrieb des Käufers.  

 
 
9.  Weitere Bestimmungen 
 
9.1.  Diese Vereinbarung ersetzt alle vorhergehenden Vereinbarungen, die von den Parteien zu diesen 

Geschäftsfeldern vorher mündlich oder schriftlich getroffen werden; vorhergehende 
Vereinbarungen werden mit der Unterzeichnung dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen 
unwirksam. 

 
9.2.  Die Rechte aus dieser Verbindung dürfen ohne schriftliche Zustimmung der jeweils anderen Partei 

von keinem der Vertragspartner abgetreten werden. 
 
9.3. Jede Partei trägt die ihr im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages entstehenden 

Kosten selbst. 
 
9.4.  Eine Forderungsabtretung ist nur mit schriftlicher Zustimmung durch den Käufer zulässig. 
 

10. Gerichtsstand 

10.1. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-

Kaufrechts. 

10.2. Ausschließlicher Gerichtsstand ist Mannheim, sofern der Lieferant Kaufmann im Sinne des HGB 

ist. 

 


